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Anlage 1 zum Brief vom 30.06.2006 

 
 
 
 
 
 
 Stand des Verfahrens Hochspannungserdkabel Breklum – Flensburg 
 
a) Seit Anbeginn der sogenannten Netzgespräche hat GEO an den Besprechungen 

unter Moderation des Wirtschaftsministeriums teilgenommen. Gemeinsam mit dem 
BWE ist GEO für einen zügigen Netzausbau in Schleswig-Holstein eingetreten. 

 
b) Am 02.07.2003 fand in der Gemeinde Leck in Nordfriesland der sogenannte 

Scoping-Termin für die geplante Freileitung Breklum-Flensburg der E.ON Netz 
GmbH statt. Erste Wahrnehmung des Projektes in der Region. In der 
Projektvorstellung der E.ON Netz GmbH werden völlig unrealistische Annahmen 
für eine Alternative als Erdkabel getroffen. Aufgrund der unrealistischen Annahmen 
erhöhen sich die Kosten derart, dass nach Auffassung des Antragsstellers das 
Erdkabel nicht zumutbar erscheint. 

 
c) In der von der geplanten Freileitung betroffenen Region erhebt sich Widerstand 

gegen die Freileitung. Der Widerstand steht jedoch zu der Windbranche. Die 
Interessengemeinschaft pro Erdkabel (IGE), ein Zusammenschluss der von der 
Freileitung betroffenen Landeigentümer, fordert statt einer Freileitung eine 
Netzverstärkung als Erdkabel. 

d) GEO plant für seine Offshore Windparks intensiv Erdkabel-Netzanbindungen über 
lange Distanzen in der gleichen Region. In einem Fall sogar im Auftrag der E.ON 
Energy Projects (EEP), einer Schwester der E.ON Netz GmbH. 

 
e)  Im Frühjahr 2004 steigt GEO auf Druck der Politik, der IGE, der Windbranche und 

sonstiger betroffener Personen und Institutionen (BUND, Bauernverband, etc.) in 
die aktive Planungen für eine Erdverkabelung der Netzverstärkung Breklum – 
Flensburg ein. In einem ersten Schritt unterbreitet GEO der E.ON Netz GmbH ein 
Angebot für eine Erdkabellegung zwischen Breklum  und Flensburg. Die 
Angebotsaufforderung wurde in den Netzgesprächen an GEO gerichtet. 

 
f) Es werden entlang der geplanten Erdkabeltrasse 10 Informationsveranstaltungen 

mit den betroffenen Landeigentümern, den Bürgermeistern und Vertretern der 
Wasser- und Bodenverbände zwischen Juni und November 2004 durchgeführt. 
Der Trassenverlauf wurde optimiert. Es erfolgte eine umfangreiche Information 
über die geplante Maßnahme sowie über abzuschließende Verträge. 

 
g) Es erfolgt eine Bereisung der Trasse mit dem Agrar- und Umweltausschuss des 

Landtages S-H am 03.11.2004 (s. anliegendes Protokoll). Anwesend waren die 
Mitglieder des Landtages, Vertreter der E.ON Netz GmbH, der IGE und von GEO 
sowie die Presse. 

h) Im Rahmen einer vom Wirtschaftsministerium initiierten Veranstaltung in Husum 
stellte Herr Prof. Brakelmann am 04.11.2004 seine Studie „Netzverstärkungs-

Erdkabel Breklum-Flensburg, Netzverstärkung als Erdkabel zur Beschleunigung 
des EEG-getriebenen Netzausbaus 
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Trassen zur Übertragung von Windenergie: Freileitung oder Kabel?“ vor. Die 
Studie kommt auf der Grundlage einer Übertragungsleistung von 260 MW im 
Rahmen einer Vollkostenbetrachtung auf eine annähernde Kostengleichheit der 
Systeme Kabel und Freileitung (s. Anlage).  

i) Am 15.12.2004 beschließt der Landtag S-H, der Erdkabellösung bei den 110 kV-
Netzverstärkungsmaßnahmen den Vorzug vor Freileitungen einzuräumen.  

j) In den Kreistagen der Kreise Nordfriesland, Schleswig-Flensburg, Ostholstein und 
Dithmarschen wurden entsprechende Beschlüsse für die Erdverkabelung gefasst. 

k) Im Herbst 2004 erfolgt die Biotopkartierung der Trasse als Vorbereitung auf die 
Antragsstellung für die Baugenehmigung. 

l) Am 21.12.2004 konnte die Feststellung getroffen werden, dass alle von der 
Erdkabeltrasse betroffenen Landeigentümer und die Nutzer (Pächter) dieser 
Flächen entsprechende Verträge mit GEO unterzeichnet hatten (100-prozentige 
Sicherung der Trasse, inkl. der Flächensicherung für Umspannwerk/Schalt-
anlage/Kompensation an beiden Enden!). 

m) Anfang 2005: Das Wirtschaftsministerium S-H macht erste Vorschläge zur 
Ergänzung des Energiewirtschaftsgesetzes zum Vorrang von Erdkabeln sowie zur 
Begriffsbestimmung „wirtschaftlich zumutbar“. Durch die vorgeschlagene 
Ergänzung wird der zentrale Begriff „wirtschaftlich zumutbar“ für alle Beteiligten in 
Übereinstimmung mit den Grundprinzipien der ökonomischen Theorie klarstellt: 
Der Grenznutzen einer Investition muss die Grenzkosten übersteigen. Dabei 
müssen Grenznutzen und Grenzkosten aller Beteiligten berücksichtigt werden, 
nicht nur die der Netzbetreiber, da die gesetzlichen Vorgaben nicht an 
Einzelinteressen, sondern an der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt orientiert sind. 
(s.a. Bundesdrucksache 363/05 in der Anlage, § 12b).  

n) GEO reicht die Anträge zur Genehmigung der Verlegung und zum Betrieb eines 
Hochspannungserdkabels als zweisystemige Ausführung zwischen Breklum und 
Haurup bei den Unteren Naturschutzbehörden in Husum und Schleswig ein. 
Ferner werden dort auch Anträge für wasserrechtliche Genehmigungen 
eingereicht. 

o) Anfang Juli liegen dann alle öffentlich-rechtlichen Genehmigungen für den Bau und 
den Betrieb der Erdkabel-Netzverstärkung (2 Hochspannungs-Kabelsysteme, 
Übertragungsleistung beliebig) vor. Neben der Naturschutzfachlichen und der 
wasserrechtlichen Genehmigung liegen ebenfalls die Denkmalrechtlichen 
Genehmigungen und die der betroffenen Wasser- und Bodenverbände vor. 
Nahezu alle Gemeinden an der Trasse haben sich für Erdkabel und explizit gegen 
Freileitungen ausgesprochen. 

 
 




